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Die Gewährleistungsbestimmung desAbgabenteilungsgesetzes .

DieBundesregierunghat am1 .März1933imNationalrateineVorlage
eingebracht ,diedie Gesetzesbestimmungabschaffensollte ,wonachdenLän¬
dernunddenGemeindenjedesLandesdasRechtzusteht ,vomBundsoviel
an Abgabenertragsanteilen zu erhalten ,wie ihnen im Jahre 1923,vermehrt
um30 Prozent ,ausbezahlt wordenist . DieGemeindeWien ,die aufGrund
dieser Gesetzesbestimmungschonfür das Jahr 1932eine Forderunganden
Bundgeltendzu machenhatte ,hat selbstverständlichdenVoranschlag
für das Jahr 1933auf Grundihrer gesetzlichenAnsprüchegestaltet . Da
die vomBundfür Wienpräliminierten Steuerertragsanteile hinter der
Garantiesummefür dasJahr1933um22MillionenSchillingzurückbleiben,
handelt es sich also umeinen sehr namhaftenBetrag ,der rund 7Prozent
des Gemeindebudgetsausmacht .Die Bundesregierung hat nun die imNational¬
rat eingebrachte Vorlage ,die dort nochnicht einmalzur erstenLesung
gelangtist ,imWegeeinerVerordnungaufGrunddeskriegswirtschaftlichen
Ermächtigungsgesetzesin Kraftgesetzt .Dieskonnteumsowenigererwartet
werden ,als dieFrage ,umdiees sichhier handelt ,zurZeitdesKrieges
überhauptnicht existierte unddaherlogischerweisenicht durcheinGe¬
setz geregelt werdenkann ,das Verfügungenauf wirtschaftlichemGe¬
biet treffensoll ,umdiedurchdenKriegszustandverursachtenausser¬
ordentlichen Verhältnisse zu regeln .Die Gewährleistungsbestimmungdes
Abgabenteilungsgesetzes hätte für das heurige Jahr voraussichtlich nicht
nur für Wien ,sondern auch für die GemeindeninNiederösterreich undin
Kärnten praktische Geltung erlangt . Esist daher kein Zweifel ,dassbei
einer parlamentarischenBehandlungdieser Frage dieRegierungsvorlage
keineswegsunverändertgebliebenwäre ,wieja alle Verhandlungenüberdie
Abgabenteilungswit 10 Jahren immerwiedermit einemKompromissgeendet
haben ,zumales sich umgrosseInteressenaller beteiligtenFaktoren
dreht .Nunhat die Bundesregierungin einer Angelegenheit ,die fürdas
Jahr 1932 beim Verfassungsgerichtshof und für das Jahr 1933 imNational¬

rat anhängigwar ,eineeinseitigeVerfügungzuihrenGunstengetroffen,
die eine schwereSchädigungder WienerGemeindeinteressenhedeutet .Das
BudgetderGemeindeist ,wiebekannt ,ohnediesaufdasKnappsteerstellt ;
weitereDrosselungen ,umdenBetragvon22MillionenSchillinghereinzu¬
bringen und überdies auch den Rückgangan Steuereinnahmenwettzumachen ,
der sich imerstenVierteljahrgezeigthat ,sind kaumdenkbar .Selbst¬
verständlichsteht daherdie Gemeindedurchdie unerwarteteVerfügungder
Regierung ,vonder sie erst wenigeStundenvorder öffentlichenBekannt¬
machungKenntnis erlangt hat ,vor schwierigen Aufgaben .Die WienerGe¬
meindeverwaltung hat sich aber noch mit keinen Plänenbeschäftigt,um
das durch die gewaltigeKürzungihrer Einnahmengestörte budgetäreGleich¬
gewichtwiederherzustellen.

In einigen Zeitungensind Nachrichtendarüberenthalten ,dass
zwischen demFinanzminister Dr .Weidenhoffer und Stadtrat Dr .Danneberg
Verhandlungenüber Personalfragender Gemeindestattfinden unddassdie
Gemeinde beabsichtige ,im eigenen Wirkungskreise im Einvernehmen mitder
Bundesregierungeine Neuregelungder Bezügeder städtischenAngestell¬
ten durchzuführen .Diese Nachrichtensind unrichtig .EineBesprechung
des städtischen Finanzreferenten mit demFinanzminister hat wohl inden
letzten Tagenstattgefunden ,betraf aber ganzandereFragenderGemeinde
WienundeineAktiondesStädtebundeswegenderWinterhilfe.
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